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Rechtstatsächliche Bestandsaufnahme

Die Finanzknappheit der öffentlichen Hand führt seit jeher zu immer
neuen Überlegungen, um versteckte Einnahmemöglichkeiten zu er‐
schließen: Not macht bekanntlich erfinderisch.

Selbst die Finanzierung der inneren Sicherheit ist davon betroffen,
wie die Änderung des Kostenrechts der Freien Hansestadt Bremen
zeigt: Die Veranstalter von gewinnorientierten Großveranstaltungen
sollen an den Kosten diesbezüglicher Polizeieinsätze, die bislang aus
dem allgemeinen Steueraufkommen finanziert wurden, beteiligt wer‐
den, sofern bei solchen Veranstaltungen erfahrungsgemäß mit diver‐
sen Gewalthandlungen zu rechnen ist.

Das Hauptaugenmerk dieser Neuregelung im flächenmäßig kleins‐
ten deutschen Bundesland liegt auf den – als sogenannte „Risikospiele“
eingestuften – Begegnungen des Fußball-Bundesligisten SV Werder
Bremen. Diese Spiele werden vom DFB in seinen Durchführungsbe‐
stimmungen offiziell als „Spiele mit erhöhtem Risiko“ bezeichnet, denn
sie zeichnen sich dadurch aus, dass aufgrund allgemeiner Erfahrung
oder aktueller Erkenntnisse die hinreichende Wahrscheinlichkeit einer
besonderen Gefahrenlage besteht.1 Besonders häufig tritt diese Klassi‐
fizierung bei Spielansetzungen zwischen Vereinen mit rivalisierenden
und gewaltgeneigten Anhängerschaften auf.

Die in diesem Zusammenhang aufgrund des erhöhten Personalbe‐
darfs anfallenden Mehrkosten im Vergleich zu den sogenannten „Grün-
Spielen“, bei denen mit einem solch erhöhten Sicherheitsrisiko im Vor‐

Erster Teil: 

1 Vgl. § 32 Nr. 1 a) DFB-Durchführungsbestimmungen, http://www.dfb.de/fileadmin/
_dfbdam/27994-07_Durchfuehrungsbestimmungen.pdf (letzter Abruf am
01.11.2017). An jene Feststellung eines vergrößerten Sicherheitsrisikos schließen
sich eine Reihe von erhöhten Präventivmaßnahmen an, die ihrerseits einen ver‐
mehrten Einsatz von Ordner- und Polizeikräften erfordern. Diese Einstufung ob‐
liegt vorrangig dem jeweiligen Heimatverein. Nach Anhörung der polizeilichen Ein‐
satzleitung kann sie allerdings auch vom DFB festgesetzt werden, vgl. hierzu § 32
Nr. 1 b) DFB-Durchführungsbestimmungen.
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feld nicht zu rechnen ist, sollen zukünftig nicht mehr allein den öffent‐
lichen Ressourcen des Landes Bremen zur Last fallen.

Als „Gegenspielerin“ der Bremer Initiatoren wird die DFL (Deut‐
sche Fußball Liga GmbH) ins Auge gefasst, eine hundertprozentige
Tochtergesellschaft des 2001 gegründeten Ligaverbandes (Die Liga –
Fußballverband e.V.), betraut mit dem operativen Geschäft des Lizenz‐
fußballs, zu dem insbesondere die Aufgabenfelder Organisation, Ver‐
marktung und Lizenzierung gehören.2 Sie soll nach dem Bremer Mo‐
dell als (Mit-)Veranstalterin der Spiele für die Polizeikosten aufkom‐
men.3

Hinter diesem Vorhaben steht eine „Umverteilung unter den Bür‐
gern“.4 Die angestrebte Überwälzung soll dazu führen, dass die Polizei‐
kosten – jedenfalls zu einem geringen Teil – nicht mehr von den Bür‐
gern in ihrer Eigenschaft als Steuerzahler, sondern in ihrer Stellung als
Nutznießer und Begünstigte der staatlichen Leistung finanziert wer‐
den.5

Es soll dahingestellt bleiben, ob dieses Vorhaben tatsächlich „im
Interesse aller Steuerzahler“6 – wie es von Bremens Innensenator Ul‐
rich Mäurer begründet wird – liegt, oder ob man der Ansicht des Nie‐
dersächsischen Innenministers Boris Pistorius folgen will, der mit der
Aussage: „Die sind klamm und suchen nach Lösungen“7 seine ableh‐
nende Haltung gegenüber dem Vorstoß des Nachbarlandes deutlich
macht. Denn infrage steht nicht die Motivation, die hinter dem Bremer

2 Vgl. Satzung der DFL (Stand vom 24.10.2016), https://www.dfl.de/dfl/files/statuten/
Satzungen-von-DFL-und-DFB/Satzung-DFL-Deutsche-Fussball-Liga-e-V.pdf
(letzter Abruf am 01.11.2017); vgl. zur Gründung des Ligaverbands und der DFL
insbesondere Summerer, SpuRt 2001, 263 f.

3 Bremische Bürgerschaft (Landtag), Drs. 18/1501 v. 22.07.2014, S. 19; dem SV Wer‐
der Bremen als gastgebendem Heimverein solle dagegen kein Wettbewerbsnachteil
aus der Neuregelung entstehen, vgl. hierzu die Ausführungen zur Veranstaltereigen‐
schaft: Dritter Teil, C, II, 3.

4 Gusy, Privatisierung von Polizeikosten, S. 11.
5 Gusy, Privatisierung von Polizeikosten, S. 11.
6 Pressemitteilung des Senats für Inneres und Sport v. 22.07.2014, http://www.senatsp

ressestelle.bremen.de/detail.php?gsid=bremen146.c.95854.de&asl=bremen02.c.732.
de (letzter Abruf am 01.11.2017).

7 Spiegel-Online v. 09.10.2014, http://www.spiegel.de/sport/fussball/polizei-im-fussba
ll-boris pistorius-niedersachsen-kritisiert-bremen-a-996195.html (letzter Abruf am
01.11.2017).

Erster Teil: Rechtstatsächliche Bestandsaufnahme

2



Beschluss steht, sondern die grundsätzliche Zulässigkeit solcher finan‐
zieller Beteiligungen der Veranstalter für bislang aus dem Steuerauf‐
kommen finanzierte Polizeitätigkeiten.

Es wird zu prüfen sein, ob eine solche Überwälzung anfallender
Polizeikosten für gefahrenabwehrrechtliche Maßnahmen rechtlich zu‐
lässig ist oder neben der ohnehin bestehenden allgemeinen Steuerbe‐
lastung der Verfassung widerspricht.

Durch das aktuell verstärkte Sicherheitsbedürfnis und die damit
verbundene Zunahme privater Sicherheitsunternehmen avanciert die
öffentliche Sicherheit vermehrt zu einem Wirtschaftsgut.8 Es wird im‐
mer häufiger die Frage gestellt, ob deshalb nicht auch der Staat sich
dies zunutze machen und entsprechende verborgene Einnahmen gene‐
rieren darf und kann. Schließlich sehen sich die Bürger im Alltag re‐
gelmäßig mit Gebührenforderungen für eine Vielzahl an staatlichen
Leistungen konfrontiert.9 Aber stellt die veranstaltungsbedingte Inan‐
spruchnahme der Polizei tatsächlich einen „Faktor wirtschaftlicher
Kalkulation“ dar?10 Kann man diesbezüglich möglicherweise sogar von
einem den Einzelnen begünstigenden „staatlichen Service öffentlicher
Sicherheit“ sprechen, und wem sollen die dadurch entstehenden Kos‐
ten zur Last fallen?

Anknüpfungspunkt für diese Überlegungen ist der Grundgedanke,
dass der Bürger, der eine besondere und über das „normale Maß“
hinausgehende Leistung der öffentlichen Hand in Anspruch nimmt,
regelmäßig eine Gegenleistung zu erbringen hat.11

Die rechtliche Komplexität der Problematik liegt darin, dass sie
sich an der Schnittstelle zwischen vollzugspolizeilicher Tätigkeit in
Form gefahrenabwehrenden Handelns und einer staatlichen „Sicher‐
heitsdienstleistung“, von der die Veranstalter vermeintlich in nicht un‐
erheblicher Weise in ihrer privatnützigen, kommerziellen und auf Ge‐
winn angelegten Ausübung begünstigt werden, bewegt.12 Deshalb wird
angenommen, dass den Veranstaltern dadurch ein beträchtlicher und
ihnen äußerst willkommener, wirtschaftlich vorteilhafter Nebeneffekt

8 Damals bereits angeführt von Würtenberger, NVwZ 1983, 192 (193).
9 Broß, DVBl. 1983, 377 (380).

10 Gusy, Privatisierung von Polizeikosten?, S. 42.
11 Majer, VerwArch 1982, 167 (169); Broß, DVBl. 1983, 377 (380).
12 Heise, NVwZ-Extra 2015, 1 (3).
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zugutekommt, ohne den sie teilweise gar nicht in der Lage wären, ihre
Veranstaltungen mit der erforderlichen Sicherheitsgewähr durchzu‐
führen.13 In Frage steht daher, wo die polizeiliche „Grundversorgung“
endet und eine darüber hinausgehende „Zusatzleistung“ beginnt, die
ihrerseits finanzielle Konsequenzen für die Veranstalter nach sich zie‐
hen könnte. Denn möglicherweise sprengen die fußballbedingten Poli‐
zeieinsätze sowohl den personellen als auch den sachlichen Rahmen,
der dazu vom Staat gesetzt und als aus dem allgemeinen Steuerauf‐
kommen finanzierbar gehalten wird.14

Nolte formuliert bezogen auf den Bremer Vorstoß: „Politische For‐
derungen entspringen manchem Zeitgeist, dem erst später die rechtli‐
chen Grenzen und Folgen seiner Überlegungen aufgezeigt werden.“15

Ob daher dem „krämerhaften [Staat], der sich kleinlich jede Leistung
gesondert bezahlen läßt“16, im Allgemeinen und einer Kostenbeteili‐
gung der Veranstalter im Speziellen tatsächlich rechtliche Grenzen ge‐
setzt sind, ist Gegenstand der nachfolgenden Ausführungen.

Der Bremer Vorstoß gibt dazu Anlass. Er greift die seit vielen Jah‐
ren bestehende und aktuell wiederauflebende Diskussion über die
Pflicht Privater zur Kostentragung für hoheitliche Gefahrenabwehr‐
maßnahmen anlässlich von Fußballspielen auf.

Seit langem herrscht in diesem Bereich Rechtsunsicherheit. Daran
änderte auch das erstinstanzliche Urteil der zweiten Kammer des Ver‐
waltungsgerichts Bremen in dem Rechtsstreit der DFL gegen die Freie
Hansestadt Bremen vom 17. Mai 2017 nichts.17 Denn das Gericht hat
– jedenfalls in seinem Urteil18 – die Kernfrage offen gelassen, ob die
gesetzliche Grundlage im Bremischen Gebühren- und Beitragsgesetz
mit der Verfassung im Einklang steht. Das wissenschaftliche Erkennt‐
nisinteresse dieser Arbeit liegt in dem Versuch, die daher fortbestehen‐
de Rechtsunsicherheit ein Stück weit zu beheben. Deshalb werden die

13 Braun, Die Finanzierung polizeilicher Aufgabenwahrnehmung, S. 279 f.; Schmidt,
ZRP 2007, 120 (121); Lege, VerwArch 1998, 71 (72); Würtenberger, NVwZ 1983,
192 (193).

14 Broß, DVBl. 1983, 377 (382).
15 Nolte, Kostenpflicht, S. 25.
16 Wilke, Gebührenrecht und Grundgesetz, S. 149.
17 Vgl. hierzu Zweiter Teil, B, VI.
18 Zu den Erwägungen der Kammer im Rahmen der mündlichen Verhandlung am

17.05.2017: Dritter Teil, C, II, 2.
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grundsätzliche Zulässigkeit einer solchen finanziellen Veranstalter‐
inanspruchnahme, die limitierenden Faktoren sowie diesbezüglich
problematische Fragestellungen aus verfassungsrechtlicher Sicht aufge‐
zeigt. Die teilweise gegensätzlichen Interessen der Gebührengläubiger
und ‑schuldner werden rechtlich eingeordnet und bewertet.

Auch der praktischen Dimension kommt vor dem Hintergrund,
dass die Kostenbeteiligung in Bremen lediglich den Auftakt einer gan‐
zen Reihe von landesrechtlichen Normierungen darstellen könnte, er‐
hebliche Bedeutung zu. Denn das bremische Ansinnen birgt erhebli‐
ches Potenzial im Sinne einer „Türöffnerfunktion“ für die übrigen Bun‐
desländer.19 Darüber hinaus werden zahlreiche Fußballspiele inner‐
halb einer Spielzeit als „Risikospiele“ verbunden mit einem erhöhten
Polizeiaufgebot eingestuft und bereits die erste Bremer Gebührenfor‐
derung in Höhe von über 425.000 Euro für ein einziges Spiel hat ge‐
zeigt, welche erheblichen Summen der Diskussion zugrunde liegen.20

Rückschlüsse für die aktuellen Möglichkeiten einer Kostenbeteili‐
gung können aus der rechtsnormativen Entwicklung gewonnen wer‐
den, insbesondere aus den in der Vergangenheit geschaffenen Kosten‐
erstattungsnormen bis hin zu der Motivation, die im Jahr 2014 zu der
Regelung in Bremen geführt hat.

Die Bremer Regelung dient im Rahmen der Untersuchung daher
lediglich als Inspiration für verschiedene Rechtmäßigkeitsaspekte und
nur zur Klärung der generellen Zulässigkeit einer solchen privaten
Kostenbeteiligung. Dabei werden sich zwangsläufig aus den allgemei‐
nen Erwägungen auch Rückschlüsse auf das Bremer Modell ergeben.
Dennoch steht im Wesentlichen eine erweiterte Gesamtbetrachtung
der Problematik im Fokus, bei der auch Aspekte der früheren baden-
württembergischen Norm vergleichend betrachtet werden.

Im Rahmen der rechtsdogmatischen Analyse ist auf eine Darstel‐
lung relevanter staatstheoretischer Überlegungen folgend zunächst die
Möglichkeit einer Kostenbeteiligung nach allgemeinem Polizeirecht in
Betracht zu ziehen. Dabei ist die Frage zu beantworten, ob ein Veran‐

19 Auch Mäurer ist davon überzeugt, dass sich zukünftig mehrere Bundesländer dem
bremischen Modell anschließen werden: vgl. NDR-Online v. 27.07.2015, https://w
ww.ndr.de/sport/fussball/Bremen-bleibt-hart-und-schickt-Rechnung-an-DFL,bre
men644.html (letzter Abruf am 01.11.2017).

20 Vgl. hierzu Zweiter Teil, B, V.
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stalter für die am Rande seiner Veranstaltung auftretenden Störungen
und Gefährdungen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung als Störer
im polizeirechtlichen Sinne zu qualifizieren ist. Dazu bedarf es unter
anderem auch eines Blickes auf den vielfach eingeschlagenen Weg
einer Herleitung der Störereigenschaft über die umstrittene Rechtsfi‐
gur des Zweckveranlassers.

Schwerpunktmäßig muss die grundsätzliche Zulässigkeit einer fi‐
nanziellen Inanspruchnahme der Veranstalter im Wege einer gebüh‐
renrechtlichen Regelung betrachtet werden, das heißt, welche Vorga‐
ben der Verfassung im Hinblick auf das Finanzierungsinstrument der
Gebühr zu entnehmen sind, welchen verfassungsrechtlichen Anforde‐
rungen eine Gebührenbelastung der Veranstalter also unterliegt.

Es bedarf zudem der Erörterung, für welche Amtshandlungen der
Polizei bereits Gebührentatbestände existieren und ob Gebührenerhe‐
bungen gerade für polizeiliche Maßnahmen der Gefahrenabwehr ver‐
fassungsrechtliche Grenzen gesetzt sind. In Frage steht außerdem, ob
es im Zusammenhang mit der Kostenpflichtigkeit polizeilicher Leis‐
tungen nicht vielmehr einer differenzierteren Betrachtungsweise be‐
darf, als sie in der aktuellen öffentlichen Diskussion an den Tag gelegt
wird.

Einführung in die Problematik

Keine andere Sportart begeistert die Menschen der Bundesrepublik
Deutschland so sehr wie der Fußball. Für ihn streitet eine besondere
Faszination und gesellschaftliche Leidenschaft sowohl im organisierten
als auch im nicht organisierten Bereich. Dies belegen beeindruckende
Zahlen: Im Jahr 2017 hatte der DFB insgesamt mehr als sieben Millio‐
nen Mitglieder zu verzeichnen.21 57 Prozent der Bundesbürger gaben
an, dass sie sich für Fußball interessieren und rund 75 Prozent der Be‐
fragten attestierten der Bundesliga, ein fester Bestandteil unserer Ge‐
sellschaft zu sein.22

A.

21 DFB Mitglieder-Statistik 2017, https://www.dfb.de/fileadmin/_dfbdam/141295-Mi
tglieder-Statistik_2017_final.pdf (letzter Abruf am 01.11.2017).

22 Marktforschungsumfrage von tns-infratest unter 2.004 Befragten im Zeitraum Ok‐
tober/November 2014 im Auftrag der DFL.
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Zusätzliche Befeuerung erhielt diese Popularität und gesellschaftli‐
che Verankerung durch herausragende Erfolge deutscher Mannschaf‐
ten in der jüngeren Vergangenheit. Herausgehoben sei hier nur der
Gewinn des vierten Weltmeistertitels der deutschen Fußball-National‐
mannschaft am 13. Juli 2014 in Brasilien. Die inländischen Medien
heizten die Stimmung mit Schlagzeilen wie „Ganz Deutschland ist
Weltmeister“23 oder „Wir! Sind! Weltmeister!“24 zusätzlich an.

Der professionelle Fußball als Wirtschaftsfaktor

Dieser Popularität ist es gleichzeitig geschuldet, dass der Fußball sich
mittlerweile zu einem gewaltigen Wirtschaftszweig entwickelt hat.

Der organisierte professionelle Fußball in Deutschland betreibt
durch seine Institutionen DFB, Ligaverband, DFL, den Landesverbän‐
den und den Vereinen selbst heutzutage ein Milliardengeschäft. Des‐
halb verwundert es nicht, dass die Bundesliga in der Spielzeit
2015/2016 den zwölften Umsatzrekord in Folge vermelden konnte.25

Dabei verzeichnete sie nach Angaben der DFL in der genannten Sai‐
son einen Gesamtumsatz in Höhe von rund 3,24 Milliarden Euro –
einem Plus von 23,71 Prozent im Vergleich zur Vorsaison – während
die 2. Bundesliga mit rund 608 Millionen Euro ebenfalls einen neuen
Bestwert erzielte. Die Vereine des deutschen Lizenzfußballs registrier‐
ten in der Saison 2015/2016 insgesamt 18,79 Millionen Zuschauer. Die
im Durchschnitt 42.421 Besucher pro Spiel bescherten der Bundesliga
im europäischen Vergleich den ersten Platz in der Zuschauerstatistik.

Der Lizenzfußball bietet eine bemerkenswerte Erwerbsquelle: Ins‐
gesamt beschäftigte er in der Saison 2015/2016 53.114 Menschen in di‐

I.

23 Die Welt-Online v. 14.07.2014, http://www.welt.de/sport/fussball/wm-2014/article
130112682/Ganz-Deutschland-ist-Weltmeister .html (letzter Abruf am
01.11.2017).

24 F.A.Z.-Online v. 14.07.2014, http://www.faz.net/aktuell/sport/fussball-wm/deutsch
es-team/wm-pressestimmen-wir-sind-weltmeister-13044241.html (letzter Abruf
am 01.11.2017).

25 Hinsichtlich nachfolgender Angaben vgl. Deutsche Fußball Liga GmbH, DFL-Re‐
port 2017 – Die wirtschaftliche Situation im Lizenzfußball, http://www.bundesliga.
com/de/bundesliga/news/dfl-report-2017-bundesliga-deutsche-fussball-liga-agmd
18.jsp (letzter Abruf am 01.11.2017).
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rekter Anstellung oder durch Beauftragung der Profiklubs oder ihrer
Tochtergesellschaften. Die positive Entwicklung verdeutlicht auch hier
ein Blick ins Vorjahr, in dem noch 2.877 Arbeitsplätze weniger ange‐
boten wurden.

Die für die vorliegende Untersuchung – jedenfalls in gesellschafts‐
politischer Hinsicht – sicherlich interessanteste und vielfach in pro-
DFL-Parolen hörbare Angabe betrifft jedoch den professionellen orga‐
nisierten Fußball in seiner Rolle als beachtlichen Steuerzahler.

Schickhardt formuliert hierzu: „Die Aufrechterhaltung der öffent‐
lichen Ordnung ist eine der klassischen Pflichtaufgaben des Staates, für
die Steuern bezahlt wird.“26 Dem pflichtet auch Nolte mit seiner An‐
sicht bei, dass die durch den Fußball erzielten Steuereinnahmen des
Staates in diesem Kontext nicht unberücksichtigt bleiben dürfen: „Und
wofür zahlt [der professionelle Fußball] eigentlich Steuern, wenn nicht
für die vornehmste Aufgabe des Staates, öffentliche Sicherheit zu ge‐
währleisten?“27

Den steuerlichen Staatseinkünften scheint danach im vorliegenden
Kontext eine maßgebliche Bedeutung zuzukommen. Dies gibt Anlass,
einen genaueren Blick auf die durch den deutschen Lizenzfußball ge‐
leisteten Steuern und Abgaben zu werfen. So beliefen sich die kumu‐
lierten betrieblichen und personenbezogenen Steuern und Abgaben
der Profiklubs und ihrer Mitarbeiter an den Fiskus in der Saison
2015/2016 auf über 1,46 Milliarden Euro.28 Allein die an die Staatskas‐
se entrichtete Umsatzsteuer (ohne Vorsteuer) des Lizenzfußballs wird
mit rund 610 Millionen Euro zum Ende des Jahres 2015 beziffert.

26 ZDF Sport-Online v. 18.04.2015, http://www.zdfsport.de/fussball-bundesliga-risik
ospiel-werder-bremen-gegen-den-hamburger-sv-abstiegskampf-in-wahlkampfzeit
en-38070762.html (letzter Abruf am 01.11.2017); vgl. auch Orth, Bremen: Kosten‐
tragung für Polizeieinsätze – Mein DPA-Statement v. 24.07.2014, http://
www.janforth.de/bremen-kostentragung-fuer-polizeieinsaetze-mein-dpa-state‐
ment/ (letzter Abruf am 01.11.2017).

27 Interview Nolte im Deutschlandfunk v. 05.08.2014, http://www.deutschlandfunk.d
e/polizei-einsaetze-in-stadien-oeffentliche-sicherheit-ist.694.de.html?dram:article
_id=293666 (letzter Abruf am 01.11.2017).

28 Hinsichtlich nachfolgender Angaben vgl. Deutsche Fußball Liga GmbH, DFL-Re‐
port 2017 – Die wirtschaftliche Situation im Lizenzfußball, http://www.bundesliga.
com/de/bundesliga/news/dfl-report-2017-bundesliga-deutsche-fussball-liga-agmd
18.jsp (letzter Abruf am 01.11.2017).

Erster Teil: Rechtstatsächliche Bestandsaufnahme

8



Es verwundert daher nicht, dass sich die DFL in ihrem Bundesliga-
Report 2017 infolgedessen sicher ist, dass auch der Staat und die Allge‐
meinheit von den steigenden Einnahmen des Lizenzfußballs profitie‐
ren.29

Der personelle Polizeibedarf und seine Kosten

Während das Unterhaltungsgeschäft der Bundesliga expandiert, bildet
das Bestreben nach einer Garantie von Sicherheit und Ordnung ein
grundlegendes Kernelement des organisierten Fußballs.

Darunter fallen in Anbetracht der teilweise erheblichen Gewaltbe‐
reitschaft anlässlich solcher Spielaustragungen vornehmlich der größt‐
mögliche Schutz der körperlichen Integrität aller Beteiligten sowie die
Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Spielbetriebs. Denn die gesell‐
schaftliche Anziehungskraft des professionellen Fußballs lockt nicht
ausschließlich friedliebende Fans und sportbegeisterte Zuschauer in
die Fußballstadien. Vielmehr wird der Fußball als gesellschaftliches Er‐
eignis zunehmend von aggressiven Gruppierungen missbraucht, um
ihr Bedürfnis nach Gewalt zu befriedigen.30 Bei Ausschreitungen
kommt es vielfach zu brutalen körperlichen Auseinandersetzungen
zwischen Tätern, die in der Regel den unterschiedlichen Fanlagern der
Heim- und Gastmannschaften zuzuordnen sind.31 Aber auch Aus‐
schreitungen innerhalb der eigenen Anhängerschaft sind nicht gänz‐

II.

29 Nach einer Studie der Unternehmensberatung McKinsey & Company trug der
professionelle Fußball bereits im Jahr 2010 zu jedem 500. Euro des Bruttoinlands‐
produktes in Deutschland bei, vgl. Studie McKinsey v. 13.04.2010, Wirtschaftsfak‐
tor Bundesliga – Die volkswirtschaftliche Bedeutung des professionellen Fußballs
in Deutschland.

30 Feltes, Polizei und Fußball, S. 7.
31 Welches Ausmaß dabei erreicht werden kann, verdeutlicht ein Blick auf die polni‐

schen Verhältnisse, vgl. Artikel Zeit-Online v. 24.02.2011, http://www.zeit.de/sport
/2011-02/hooligans-polen-krakau-em2012 (letzter Abruf am 01.11.2017).
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lich ausgeschlossen.32 Die einsatztaktischen Erwägungen der Polizei
werden häufig dadurch erschwert, dass sich die Gewaltexzesse nicht
auf die Bereiche innerhalb oder unmittelbar außerhalb der Stadien be‐
schränken. Es kommt auch in weiter Entfernung zu den eigentlichen
Austragungsstätten an sogenannten Drittorten zu körperlichen Aus‐
einandersetzungen und Krawallen.

Öffentliche Gewalttätigkeiten erzeugen gerade für Unbeteiligte
und friedliche Zuschauer nicht nur ein Klima von Angst und Bedräng‐
nis, vielfach geraten sie selbst willkürlich ins Visier der Straftäter. Die
Bedrohlichkeit wird darüber hinaus durch Vermummungsaktionen,
Fanmärsche und -gesänge, Fahnenschwenken, das Tragen von Kutten,
den Einsatz von Pyrotechnik sowie durch aggressives Auftreten in öf‐
fentlichen Verkehrsmitteln, einhergehend mit erheblichem Alkohol‐
konsum, verstärkt. Speziell im Rahmen solcher Großsportveranstal‐
tungen, bei denen im Vorfeld bereits mit Gewalthandlungen zu rech‐
nen ist, stellt sich der Einsatz polizeilicher Kräfte zur Aufrechterhal‐
tung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung deshalb als unerlässlich
dar.

Gesamtbelastung der Polizeien von Bund und Ländern

Die entsprechenden polizeilichen Arbeitsstunden der Länder und des
Bundes zur unmittelbaren Einsatzbewältigung anlässlich aller Spiel‐
austragungen an den Standorten der ersten drei Ligen summierten
sich in der Saison 2016/2017 auf 2.240.607 Stunden.33

Betrachtet man ausschließlich die Spielbegegnungen an den Stand‐
orten der Vereine der ersten beiden Bundesligen, so lassen sich diesbe‐

1.

32 Das zeigen beispielhaft die jüngeren Geschehnisse in Bremen, als dort Bremer
Hooligans und Bremer Ultras am Rande einer Begegnung gegen den Hamburger
SV aneinander gerieten, vgl. Sport 1-Online v. 20.04.2015, http://www.sport1.de/fu
ssball/bundesliga/2015/04/schlaegereien-und-verletzte-krawalle-beim-nordderby-
bremen-gegen-hsv (letzter Abruf am 01.11.2017); Spiegel-Online v. 20.04.2015,
http://www.spiegel.de/sport/fussball/nordderby-in-bremen-rechte-hooligans-greif
en-werder-ultras-an-a-1029449.html (letzter Abruf am 01.11.2017); TAZ-Online
v. 20.04.2015, http://www.taz.de/!5011698/ (letzter Abruf am 01.11.2017).

33 Vgl. hinsichtlich nachfolgender Angaben: Jahresbericht Fußball 2016/2017 der
Zentralen Informationsstelle Sporteinsätze des Landesamtes für Zentrale Polizeili‐
che Dienste, https://lzpd.polizei.nrw/sites/default/files/2017-10/16_17_Jahresberic
ht.pdf (letzter Abruf am 01.11.2017).
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züglich 1.770.699 erbrachte Einsatzstunden der Polizeien feststellen.
Ausgehend von 1.300 Dienststunden eines Polizeibeamten pro Jahr in‐
diziert diese Gesamtsumme statistisch den hauptamtlichen Einsatz
von rund 1.362 Polizeibeamten ausschließlich für die bundesweite Si‐
cherung der Fußballspiele von Erst- und Zweitligisten, wobei davon im
Verhältnis 1.087 Beamte auf die Länder und 275 auf den Bund entfal‐
len.

Die nachfolgende Grafik34 gibt einen Überblick über den Verlauf
der zusammengefassten polizeilichen Einsatzstunden von Bund und
Ländern aus den letzten sechs Spielzeiten, die anlässlich von Spielaus‐
tragungen ausschließlich der Vereine der ersten beiden Bundesligen
angefallen sind:

Einsatzstunden Polizei Bund/Länder anlässlich von Spielaus‐
tragungen der ersten beiden Bundesligen (Spielzeiten 2010/11
– 2016/17)

Festzustellen ist ein größerer Rückgang der Gesamtzahl an Einsatz‐
stunden im Vergleich zur Saison 2013/2014. Diese Reduzierung ist

Tabelle 1:

34 Die Grafik wurde vom Verfasser anhand der in den ZIS-Jahresberichten aufgeführ‐
ten Zahlen erstellt.
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vornehmlich auf die Abstiege der Vereine Energie Cottbus, Arminia
Bielefeld und Dynamo Dresden in die 3. Liga zurückzuführen. Die
Anhängerschaften dieser Vereine sind in der Szene für regelmäßige
Störungen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung bekannt, bergen
somit ein höheres Risiko- und Störerpotenzial in sich und nehmen da‐
her unweigerlich eine erhebliche Anzahl an Polizeikräften in An‐
spruch.

Gleichwohl hat sich der Polizeibedarf insgesamt dadurch nicht we‐
sentlich verringert, sondern lediglich um eine Liga tiefer verlagert, wie
auch die nachfolgenden Angaben in Bezug auf weitere Wettbewerbe
der Saison 2015/2016 und die dafür erforderlichen Polizeieinsatzstun‐
den veranschaulichen:

weitere Wettbewerbe Gesamtanzahl geleisteter Arbeitsstunden
von Landes- und Bundespolizeien
(Vorjahreswerte in Klammern)

3. Liga 469.908 (614.733)
Regionalliga 361.862 (300.049)
UEFA-Klubwettbewerbe 128.821 (111.657)
Länderspiele 21.235 (40.893)

Einsatzstunden Polizei Bund/Länder anlässlich von Spielaus‐
tragungen in weiteren Wettbewerben (Spielzeit 2016/17)

Zudem vermitteln noch weitere Werte einen Eindruck über die be‐
trächtliche polizeiliche Belastung durch Fußballspiele.

Die Polizeibehörden schätzten die Anzahl sogenannter Fußball‐
fans der Kategorien B (gewaltbereit/-geneigt) und C (gewaltsuchend)
in den Lagern der Vereine beider Bundesligen in der Saison 2016/2017
auf 10.617 Personen. Insgesamt wurden bei Begegnungen der beiden
höchsten deutschen Spielklassen 1.044 Personen verletzt – davon u.a.
235 Polizeibeamte, 253 Störer und 432 Unbeteiligte – sowie 5.466
Strafverfahren eingeleitet und über 7.000 Gegenstände im Zuge poli‐
zeilicher Einsatzmaßnahmen sichergestellt bzw. beschlagnahmt.

Hinzu kamen insgesamt 7.783 freiheitsentziehende Maßnahmen,
von denen sich der weitaus größere Teil mit 5.210 Anordnungen auf
die Strafprozessordnung stützte und lediglich 2.573 Maßnahmen auf
die jeweiligen Polizeigesetze entfielen.

Tabelle 2:
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Belastung speziell in Bremen

Speziell die Bremer Zahlen bieten Anlass zur Sorge.
Bereits Ende des Jahres 2008 interessierte sich die Bremer CDU-

Fraktion für die dortige Entwicklung der Gewalt am Rande von Fuß‐
ballspielen und richtete eine große Anfrage an den Bremer Senat.35

Insbesondere wurden Informationen über Erkenntnisse des Senats
hinsichtlich der Ultra- und Hooliganszene in Bremen, der Anzahl ge‐
speicherter Bremer Personen in der Datei „Gewalttäter Sport“, der
jährlich im Zusammenhang mit Fußballspielen eingeleiteten Strafver‐
fahren, polizeilicher Maßnahmen gegen gewaltbereite Fußballanhän‐
ger, verhängter Stadionverbote und anfallender polizeilicher Einsatz‐
kosten angefordert.

Für die vorliegende Untersuchung von besonderem Interesse ist
die vom Senat in seiner Stellungnahme veröffentlichte Übersicht zu
der Frage, in welchem personellen Umfang die Polizei im Bundesland
Bremen seit der Saison 2002/2003 jährlich im Zusammenhang mit
Fußballspielen im Einsatz war und welche Kosten dadurch verursacht
wurden.36 Allerdings reichen diese Zahlen lediglich bis in die Saison
2007/2008. Auch die LIS Bremen veröffentlicht solche Daten im Ge‐
gensatz zu anderen Bundesländern nicht. Aus einem Schreiben der
Bremer Polizei – auf eine Anfrage des Verfassers vom 1. Juni 2015 –,
gehen folgende Zahlen der Spielzeiten 2009/2010 bis 2014/2015 her‐
vor:37

2.

35 Bremische Bürgerschaft (Landtag), Drs. 17/588 v. 04.11.2008.
36 Bremische Bürgerschaft (Landtag), Drs. 17/657 v. 16.12.2008.
37 Berücksichtigung finden dabei alle Fußballeinsätze im Land Bremen anlässlich von

Liga-, Test-, Freundschafts- und Pokalspielen der jeweiligen Mannschaften. Die
Kostenberechnung basiert dabei alleine auf der Berechnung der Kosten für den
Personalaufwand nach Maßgabe des im Kostenverzeichnis zur AllKostV festgeleg‐
ten Stundensatzes für einen Beamten des gehobenen Dienstes. Die eingesetzten
Fremdkräfte aus anderen Bundesländern wurden bei der Berechnung des Perso‐
nalaufwandes ebenfalls nach Maßgabe des im Kostenverzeichnis zur AllKostV fest‐
gelegten Stundensatzes berücksichtigt und sind somit Bestandteil der angegebenen
jährlichen Kosten. Diese wurden hinsichtlich der Spiele der Bundesliga-Mann‐
schaft des SV Werder Bremen vom Verfasser auf zwei Nachkommastellen gerun‐
det.
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